
Baden-
Wür� emberg

GUTE SIGNALE FÜR DIE POLIZEI?

Entscheidend bleibt die personelle 
und � nanzielle Umsetzung
Die Gewerkscha�  der Polizei Baden-Wür� emberg bewertet die im Koalitionsvertrag 
vereinbarten Vorhaben zur inneren Sicherheit insgesamt positiv. Der Vertrag enthält 
zahlreiche Maßnahmen, die für die kün� ige Arbeit der Polizei von erheblicher Bedeutung 
sind. Gleichzeitig wird die Umsetzung darüber entscheiden, ob die angekündigten 
Ziele tatsächlich zu einer spürbaren Verbesserung der Sicherheitslage und der 
Arbeitsbedingungen der Polizeibeschä� igten führen.

Gundram Lo� mann
Landesvorsitzender

„Der Koalitionsvertrag enthält wichtige und 
richtige Signale für die Polizei Baden-Würt-
temberg. Die Landesregierung erkennt an, 
dass Sicherheit eine Grundvoraussetzung 
für Freiheit, gesellscha� lichen Zusammen-
halt und wirtscha� liche Entwicklung ist. 
Viele der angekündigten Maßnahmen ent-
sprechen langjährigen Forderungen der Ge-
werkscha�  der Polizei.“

Besonders positiv bewertet die GdP die 
angekündigte Fortführung der Einstellungs- 
und Personalo� ensive sowie der Digitalo� en-
sive der Polizei. Die zunehmenden Anforde-
rungen an die Polizei erfordern aus Sicht der 
Gewerkscha�  eine langfristige Personalstra-
tegie, die über einzelne Legislaturperioden 
hinausgeht. Die demogra� sche Entwicklung, 
steigende Einsatzbelastungen und neue Kri-
minalitätsformen machen zusätzliche Inves-
titionen in Personal zwingend erforderlich.

„Die Polizei steht vor einem Generationen-
wechsel. In den kommenden Jahren werden 
zahlreiche erfahrene Kolleginnen und Kol-
legen aus dem Dienst ausscheiden. Gleich-
zeitig steigen die Anforderungen durch Cy-
berkriminalität, Extremismus, Terrorismus, 
organisierte Kriminalität und Gewaltkrimi-
nalität. Deshalb ist es richtig, dass die Lan-
desregierung den eingeschlagenen Weg fort-
setzen will.“

Ein weiterer Schwerpunkt des Koaliti-
onsvertrages liegt auf der Digitalisierung 
der Sicherheitsbehörden. Die GdP sieht da-

rin große Chancen für die tägliche Polizei-
arbeit. Digitale Ermittlungswerkzeuge, mo-
derne Auswertesysteme und intelligente 
Anwendungen können Ermittlungen be-
schleunigen und Einsatzkrä� e entlasten. 
Gleichzeitig warnt die Gewerkscha�  davor, 
Digitalisierung mit Personaleinsparungen 
gleichzusetzen.

„Digitale Lösungen können die Arbeit der 
Polizei verbessern. Sie ersetzen aber keine 
Polizistin und keinen Polizisten. Sicherheit 
entsteht durch Menschen, die rund um die 
Uhr für die Bürgerinnen und Bürger an-
sprechbar und einsatzbereit sind.“

Ausdrücklich begrüßt die GdP die ge-
plante Ausweitung der intelligenten Video-
überwachung nach dem Vorbild des Mann-
heimer Modellprojektes. Die bisherigen Er-
fahrungen hätten gezeigt, dass moderne 
Videoanalyse einen wichtigen Beitrag zur 
Kriminalitätsbekämpfung und zur frühzei-
tigen Erkennung von Gefahrensituationen 
leisten kann.

„Die technische Entwicklung erö� net 
neue Möglichkeiten für die Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung. Diese Möglichkeiten 
müssen verantwortungsvoll und rechts-
sicher genutzt werden. Die intelligente Vi-
deoüberwachung kann dabei ein wichtiger 
Baustein sein.“

Positiv bewertet die GdP auch die ange-
kündigte Stärkung des Verfassungsschutzes, 
des Bevölkerungsschutzes sowie die Fort-

führung und Stärkung des Sonderstabes 
Gefährliche Ausländer. Die aktuelle Sicher-
heitslage zeige, dass sich die Bedrohungen 
für Staat und Gesellscha�  verändert haben. 
Neben klassischer Kriminalität gewinnen 
hybride Angri� e, Extremismus, Desinfor-
mation und internationale Krisen zuneh-
mend an Bedeutung.

„Die Sicherheitsbehörden müssen auf 
neue Gefahrenlagen vorbereitet werden. 
Dazu gehören leistungsfähige Nachrich-
tendienste, ein starker Bevölkerungsschutz 
und eine Polizei, die technisch, personell 
und rechtlich auf der Höhe der Zeit ist.“

Kritisch betrachtet die GdP hingegen, 
dass der Koalitionsvertrag an mehreren Stel-
len keine konkreten Aussagen zur personel-
len Verstärkung des Polizeivollzugsdienstes 
enthält. Die Belastung in vielen Bereichen 
der Polizei sei bereits heute hoch. Zahlrei-
che Dienststellen arbeiten seit Jahren unter 
schwierigen Rahmenbedingungen.

„Die Kolleginnen und Kollegen erleben 
täglich, dass neue Aufgaben hinzukommen. 
Gleichzeitig steigen die Erwartungen der Be-
völkerung an die Polizei. Deshalb müssen 
zusätzliche Aufgaben immer auch mit zu-
sätzlichem Personal hinterlegt werden.“

Von besonderer Bedeutung für die künf-
tige Polizeiarbeit sind aus Sicht der GdP au-
ßerdem die angekündigten Maßnahmen zur 
Verwaltungsmodernisierung und zum Bü-
rokratieabbau. Polizeibeamtinnen und Po-
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lizeibeamte verbringen noch immer erheb-
liche Teile ihrer Arbeitszeit mit Dokumenta-
tions- und Verwaltungsaufgaben.

„Jede Stunde, die ein Polizeibeamter we-
niger am Schreibtisch verbringen muss, 
steht für Präsenz auf der Straße, Ermittlun-
gen oder die Betreuung von Opfern zur Ver-
fügung. Deshalb begrüßen wir alle Maßnah-
men, die Verfahren vereinfachen und Ver-
waltungsaufwand reduzieren.“

Die GdP erwartet darüber hinaus Fort-
schritte bei der Modernisierung der per-
sönlichen Ausstattung, beim Ausbau digi-
taler Einsatzmittel, bei der Verbesserung 
des Schutzes von Polizeibeschäftigten vor 
Gewalt sowie bei der Stärkung der Ermitt-
lungs- und Analysefähigkeiten der Polizei.

„Der Koalitionsvertrag beschreibt viele 
richtige Ziele. Jetzt müssen daraus konkre-
te Maßnahmen werden. Die Polizeibeschäf-
tigten in Baden-Württemberg erwarten zu 
Recht, dass den Ankündigungen spürbare 
Verbesserungen folgen. Die Sicherheit der 
Menschen im Land und die Arbeitsbedin-
gungen der Polizei müssen dabei gleicher-
maßen im Mittelpunkt stehen.“

Die GdP Baden-Württemberg wird die 
Umsetzung der sicherheitsrelevanten Vor-

haben während der gesamten Legislaturpe-
riode konstruktiv begleiten. Maßstab bleibt 
die Frage, ob die angekündigten Maßnah-
men die Einsatzfähigkeit der Polizei stär-
ken, die Sicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger verbessern und die Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten nachhaltig ent-
lasten.

Durch den besonderen Einsatz der Ge-
werkschaft der Polizei wurde eine Moderni-
sierung des Tarifvertrages für den öffentli-
chen Dienst der Länder (TV-L) aufgenommen.

Eine Überarbeitung der Eingruppierun-
gen für Tarifbeschäftigte ist längst über-
fällig, und eine stufengleiche Höhergrup-
pierung eröffnet hierbei im Rahmen der 
tarifrechtlichen Möglichkeiten Entwick-
lungsperspektiven.

Bei vielen positiven Zielsetzungen muss 
leider festgestellt werden, dass die neue Lan-
desregierung an der Kennzeichnungspflicht 
festhalten möchte. Dies obwohl eine Land-
tagsanfrage ergab, dass für den Zeitraum Juli 
2024 bis Juli 2025 lediglich eine einzige Anfra-
ge an das PP Einsatz gestellt wurde. Dieser 
Anfrage lag die Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens im Nachgang an eine Demonstra-
tionslage zugrunde. Bleibt zu hoffen, dass die 
grün-schwarze Koalition ihr Ziel des Bürokra-
tieabbaus ernst nimmt und damit die Kenn-
zeichnungspflicht wieder abschafft.

Die Polizei benötigt Vertrauen für ihre 
Arbeit und keine sinnlosen Gesetze, die 
eine Tarifbeschäftigte das ganze Jahr bin-
det, um Nummerntetris im Sinne der Kenn-
zeichnungspflicht zu spielen.  I
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Gundram Lottmann im ersten Gespräch mit dem stell­
vertretenden Ministerpräsidenten und Innenminister 
Manuel Hagel (CDU)

REGIERUNGSERKLÄRUNG

Schwerpunkte bei der 
inneren Sicherheit erkennbar?
Mit seiner ersten Regierungserklärung als 
Ministerpräsident von Baden-Württemberg 
hat Cem Özdemir die innere Sicherheit 
zu einem zentralen Handlungsfeld der 
neuen Landesregierung erklärt. Neben 
wirtschaftlichen und bildungspolitischen 
Themen kündigte er umfangreiche Maß- 
nahmen zur Stärkung der Sicherheits-
behörden an.

Redaktion (TM)

Die Landesregierung plant, bei der Polizei 1.000 zusätzliche Stel-
len zu schaffen und die bereits begonnene Einstellungsoffensi-

ve fortzuführen. Zudem sollen die Sicherheitsbehörden personell, 
technisch und infrastrukturell gestärkt werden. Auch die Auswei-
tung intelligenter Videoüberwachung, der Einsatz automatisierter 
Bildabgleiche im Internet sowie zusätzliche Bodycams gehören zu 
den angekündigten Maßnahmen.

Özdemir betonte in seiner Rede, dass Sicherheit täglich neu ge-
währleistet werden müsse. Angesichts zunehmender Cyberangrif-
fe, Hasskriminalität und Gewalt gegen Einsatzkräfte seien moderne 
Sicherheitsbehörden unverzichtbar. Baden-Württemberg solle auch 
künftig zu den sichersten Regionen der Welt gehören.

Aus Sicht der Gewerkschaft der Polizei sind die angekündigten 
Maßnahmen ein wichtiges Signal für die Polizeibeschäftigten im 
Land. Insbesondere die Schaffung zusätzlicher Stellen wird seit Jah-
ren von der GdP gefordert. Gleichzeitig weist die Gewerkschaft dar-
auf hin, dass neue Stellen allein die bestehenden Herausforderun-
gen nicht lösen.
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Die GdP Baden-Württemberg begrüßte die angekündigten In-
vestitionen: Die Landesregierung setzt mit der Stärkung der Poli-
zei ein wichtiges Zeichen. Die Kolleginnen und Kollegen leisten 
jeden Tag einen unverzichtbaren Beitrag für die Sicherheit der 
Menschen in Baden-Württemberg. Zusätzliche Stellen, moder-
ne Technik und eine zeitgemäße Ausstattung sind dafür wichti-
ge Voraussetzungen.

Nach Auffassung der GdP müsse nun jedoch die konkrete Um-
setzung folgen. Die Personalgewinnung bleibe eine der größten He-
rausforderungen der kommenden Jahre. Gleichzeitig müssten die 
Arbeitsbedingungen verbessert werden, um den Polizeiberuf dau-
erhaft attraktiv zu halten.

Dazu gehören aus Sicht der Gewerkschaft moderne Dienstgebäu-
de, eine leistungsfähige digitale Infrastruktur, ausreichende Fort-
bildungsangebote sowie eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Auch die zunehmende Belastung durch Gewalt gegen Poli-
zeibeschäftigte und Rettungskräfte erfordere weitere Maßnahmen 
zum Schutz der Einsatzkräfte.

Die GdP bewertet zudem positiv, dass die Landesregierung aus-
drücklich die Bedeutung von Polizei, Justiz, Feuerwehr und Ret-
tungsdiensten für die Stabilität der Gesellschaft hervorgehoben hat. 
Gerade in Zeiten wachsender gesellschaftlicher Spannungen sei ein 
handlungsfähiger Rechtsstaat von zentraler Bedeutung.

Für die Polizeibeschäftigten wird nun entscheidend sein, ob den 
politischen Ankündigungen konkrete Investitionen und nachhal-
tige Verbesserungen folgen. Die Gewerkschaft der Polizei kündigte 
an, die Umsetzung der sicherheitspolitischen Vorhaben der Landes-
regierung konstruktiv, aber auch kritisch zu begleiten.

Sicherheit ist eine Kernaufgabe des Staates. Wer Sicherheit dau-
erhaft gewährleisten will, muss in die Menschen investieren, die 
diese Aufgabe täglich erfüllen. Daran werden wir die Landesregie-
rung messen!  I

JUNGE GRUPPE STARTET UMFRAGE

„Viele Themen sind nicht neu“ 
Blaulichtstudie trifft auf 40 Jahre Praxiserfahrung

Wie zufrieden sind junge Polizeibeschäftigte mit Ausbildung, Beruf und Arbeitsbedingungen? 
Dieser Frage geht die JUNGE GRUPPE der Gewerkschaft der Polizei gemeinsam mit der  
Technischen Universität Chemnitz nach. Mit der bundesweiten „Blaulichtstudie“ soll erstmals in 
diesem Umfang untersucht werden, welche Faktoren die Berufs- und Ausbildungszufriedenheit 
junger Polizeibeschäftigter beeinflussen.

Redaktion

Hintergrund der Untersuchung sind zu-
nehmende Herausforderungen bei der 

Personalgewinnung und Personalbindung. 
Die Polizei steht wie viele andere Arbeitge-
ber im Wettbewerb um qualifizierte Nach-
wuchskräfte. Gleichzeitig verändern sich die 
Erwartungen junger Menschen an Arbeits-

bedingungen, Führung und Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben.

Alle Mitglieder der JUNGE GRUPPE er-
hielten Anfang Juni 2026 einen personali-
sierten Zugang zu einem Onlinefragebogen. 
Je nach Status erfolgte die Teilnahme ent-
weder im Bereich Ausbildung oder Beruf.

Der Fragebogen zur Berufszufriedenheit un-
tersucht die Arbeitsbedingungen, die Organi-
sation des Dienstes, die persönliche Zufrieden-
heit sowie konkrete Veränderungswünsche. Im 
Bereich Ausbildung werden sowohl die prak-
tische Ausbildung als auch der schulische be-
ziehungsweise hochschulische Teil betrachtet. 
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Themen sind unter anderem die Qualität der 
Ausbildung, die Betreuung durch Ausbilderin-
nen und Ausbilder, die Zusammenarbeit mit 
Kolleginnen und Kollegen, die Rückmeldekul-
tur sowie Belastungen im Ausbildungsalltag.

Der Befragungszeitraum läuft bis zum 
28. Juni 2026. Die Bearbeitung dauert rund
20 Minuten. Die Ergebnisse sollen im No-
vember 2026 auf dem Bundeskongress der
GdP vorgestellt werden.

Erfahrungen aus vier 
Jahrzehnten Schichtdienst

Neben den wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen können auch die Erfahrungen langjäh-
riger Kolleginnen und Kollegen wichtige Im-
pulse liefern. Einer von ihnen ist Theo We-
ber. Der ehemalige Polizeibeamte ist seit dem 
1. Juni 2016 im Ruhestand und war zuvor na-
hezu 40 Jahre im operativen Schichtdienst tä-
tig. Mit seiner ausdrücklichen Zustimmung
stellt er seine persönlichen Erfahrungen für

diesen Beitrag zur Verfügung. Weber ver-
folgt die aktuelle Diskussion um Berufs- und 
Ausbildungszufriedenheit mit Interesse. Vie-
le der heute angesprochenen Themen seien 
aus seiner Sicht keineswegs neu.

„Das größte Problem für die Neuen war zu 
jeder Zeit der Wunsch nach einer heimatna-
hen Versetzung, um etwas aufzubauen“, be-
richtet Weber. Die wenigsten seien damals in 
unmittelbarer Nähe ihrer Dienststelle einge-
setzt worden. Lange Fahrzeiten, Pendelstre-
cken und zusätzliche Wohnkosten hätten viele 
junge Kolleginnen und Kollegen früh belastet.

Nach seiner Wahrnehmung verschärf-
ten sich die Probleme durch die Umstel-
lung von geregelten Ausbildungszeiten auf 
den Wechselschichtdienst. Gleichzeitig sei-
en die Personalstärken vielerorts zurückge-
gangen, während die Zahl der Zusatzdienste 
und Sonderbelastungen zugenommen habe.

„Immer weniger Leute in den Schichten, 
immer mehr Zusatzdienste. Für Pendlerin-
nen und Pendler verheerend“, fasst Weber 
seine Erfahrungen zusammen.

Besonders kritisch bewertet er die Ent-
wicklung im Bereich Führung und Ausbil-
dung. Aus seiner Sicht reicht theoretisches 
Wissen allein nicht aus, um andere erfolg-
reich auszubilden oder zu führen.

„Ich bin der Meinung, dass man mindes-
tens fünf Jahre im Streifen- und Schicht-
dienst tätig gewesen sein muss, um sich in 
diesem Apparat Polizei ein profundes Wis-
sen anzueignen. Erst dann hat man alles 
erlebt, war überall dabei und kann andere 
glaubwürdig ausbilden oder führen.“

Weber sieht die Gefahr, dass praktische 
Erfahrungen im täglichen Polizeidienst ge-
genüber formalen Qualifikationen zuneh-
mend an Bedeutung verlieren. Erfahrungen 
aus dem Einsatzgeschehen, aus Bürgerkon-
takten und aus schwierigen Lagen seien je-
doch unverzichtbar.

„Erfahrungen vor Ort sind zigmal mehr 
wert als reines Schulwissen“, lautet sein Fazit.

Wissenschaftliche Erkenntnisse 
und praktische Erfahrungen

Die Blaulichtstudie wird keine individuellen 
Erfahrungen ersetzen können. Sie bietet je-
doch die Möglichkeit, Wahrnehmungen vie-
ler junger Polizeibeschäftigter systematisch zu 
erfassen und wissenschaftlich auszuwerten.

Gerade die Schilderungen von Kollegen 
wie Theo Weber zeigen, dass viele Heraus-
forderungen generationenübergreifend be-
stehen. Fragen der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, der Dienstplanung, der Füh-
rungskultur, der Personalstärke oder der 
Bedeutung praktischer Erfahrung beschäf-
tigen die Polizei seit Jahrzehnten.

Die Ergebnisse der Studie werden zeigen, 
welche Themen die heutige Generation beson-
ders bewegen und an welchen Stellen Hand-
lungsbedarf besteht. Für die GdP können dar-
aus wichtige Impulse für die zukünftige Ausge-
staltung von Ausbildung, Arbeitsbedingungen 
und Personalentwicklung entstehen. TM
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GEMEINSCHAFT AUF ZWEI RÄDERN

Unterwegs durch Pfälzerwald und Nahetal
Motorradfahren verbindet. Das zeigte sich einmal mehr bei der diesjährigen Motorradtour 
der GdP-Bezirksgruppe Polizeipräsidium Mannheim. Bei strahlendem Sonnenschein und 
sommerlichen Temperaturen machten sich zahlreiche Kolleginnen und Kollegen auf den 
Weg zu einer gemeinsamen Ausfahrt durch Rheinland-Pfalz.

Redaktion

Startpunkt war die GdP-Geschäftsstelle
in Mannheim. Von dort führte die Rou-

te über die Deutsche Weinstraße und durch 
den Pfälzerwald in Richtung Johanniskreuz. 
Anschließend ging es über Lauterecken, 
Meisenheim und Kirn zum Flugplatz Idar-
Oberstein. Dort legte die Gruppe eine ge-
meinsame Mittagspause ein.

Die rund 300 Kilometer lange Tour bot al-
les, was Motorradfahrer schätzen. Kurvenrei-
che Strecken, beeindruckende Landschaften 
und zahlreiche Gelegenheiten für Gespräche 
und den persönlichen Austausch. Gerade die-
ser kameradschaftliche Aspekt macht solche 
Veranstaltungen für viele Mitglieder beson-
ders wertvoll. Im beruflichen Alltag stehen Po-
lizeibeschäftigte häufig unter hoher Belastung. 
Gemeinsame Freizeitaktivitäten bieten die 
Möglichkeit, Kontakte zu pflegen, neue Kolle-
ginnen und Kollegen kennenzulernen und den 
Zusammenhalt innerhalb der Gewerkschaft zu 

stärken. Die Motorradtour der GdP-Mannheim 
ist dafür seit Jahren ein gelungenes Beispiel.

Nach der Mittagspause führte die Rückfahrt 
über eine alternative Strecke durch das Nord-
pfälzer Bergland zurück in die Metropolregion 
Rhein-Neckar. Die Teilnehmer genossen die ab-
wechslungsreiche Landschaft und die hervor-
ragenden Straßenverhältnisse. Am Nachmittag 
erreichte die Gruppe wieder sicher Mannheim.

Besonders erfreulich war, dass die gesam-
te Ausfahrt ohne Zwischenfälle verlief. Alle 
Teilnehmer kamen wohlbehalten ans Ziel und 

blickten auf einen gelungenen Tag zurück. 
„Solche Veranstaltungen leben von der Ge-
meinschaft. Es geht um Begegnungen, Ge-
spräche und gemeinsame Erlebnisse außer-
halb des Dienstes. Genau das macht unse-
re Gewerkschaft aus“, betont Thomas Mohr, 
Vorsitzender der GdP-Bezirksgruppe Polizei-
präsidium Mannheim.

Die positive Resonanz der Teilnehmer zeigt, 
dass das Interesse an gemeinsamen Aktivitä-
ten ungebrochen ist. Die Vorfreude auf die 
nächste Motorradtour ist bereits jetzt groß. TM
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ROUVEN LAUR BLEIBT UNVERGESSEN

GdP erinnert am Mannheimer 
Marktplatz an den getöteten Kollegen

Zwei Jahre nach dem tödlichen Messer-
angriff auf den Mannheimer Polizei-

beamten Rouven Laur hat die Gewerk-
schaft der Polizei am 31. Mai erneut an 
den verstorbenen Kollegen erinnert. Am 
Tatort auf dem Mannheimer Marktplatz 
versammelten sich Vertreterinnen und 
Vertreter der GdP, der Polizei, der Stadt 
Mannheim sowie der Landespolitik, um 
gemeinsam innezuhalten und Rouven 
Laur zu gedenken.

Um 11:34 Uhr, dem Zeitpunkt des An-
griffs am 31. Mai 2024, hielten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer eine Schweigemi-
nute ab. Blumen wurden an der Gedenktafel 
niedergelegt. Die GdP-Bezirksgruppe Poli-
zeipräsidium Mannheim erinnerte zusätz-
lich mit einem Gedenkschild an den Kolle-
gen, der zwei Tage nach dem Angriff seinen 
schweren Verletzungen erlag.

Für die GdP-Bezirksgruppe Polizeiprä-
sidium Mannheim nahmen Vorsitzender 
Thomas Mohr sowie weitere Vorstandsmit-
glieder am Gedenken teil. Ebenfalls vor Ort 
waren die Familie von Rouven, der stellver-

tretende Ministerpräsident und Innenminis-
ter Manuel Hagel (CDU), Landespolizeipräsi-
dentin Dr. Stefanie Hinz sowie Mannheims 
Oberbürgermeister Christian Specht, Poli-
zeipräsidentin Ulrike Schäfer und weitere 
Vertreterinnen und Vertreter der Stadt und 
des Polizeipräsidiums Mannheim.

„Der heutige Tag führt uns erneut 
schmerzhaft vor Augen, welchen Gefah-
ren Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
te täglich ausgesetzt sind. Rouven Laur 
stand im Einsatz für unsere Gesellschaft 
und bezahlte diesen Dienst mit seinem 
Leben. Wir werden ihn nicht vergessen“, 
erklärte Thomas Mohr am Rande der Ge-
denkveranstaltung.

Für viele Polizeibeschäftigte ist der 
31. Mai längst mehr als ein Jahrestag. Die Er-
eignisse von Mannheim haben sich tief in
das kollektive Gedächtnis der Polizei einge-
prägt. Zahlreiche Kolleginnen und Kollegen 
erinnern sich noch heute an die Bilder des
Angriffs, an die Stunden des Hoffens und an 
die Nachricht vom Tod des jungen Polizeibe-
amten am 2. Juni 2024.

Die Gewerkschaft der Polizei hat deshalb 
den 31. Mai offiziell zum Gedenktag für Rou-
ven Laur erklärt. Künftig soll jedes Jahr an 
diesem Datum an den Kollegen erinnert wer-
den. Zugleich steht der Tag stellvertretend 
für alle Polizeibeschäftigten, die im Dienst 
verletzt oder getötet wurden.

Der GdP-Landesvorsitzende Gundram 
Lottmann betonte die besondere Bedeutung 
dieses Tages: „Eine furchtbare und sinnlose 
Tat jährt sich zum zweiten Mal. Meinen Kol-
leginnen und Kollegen wird vor Augen ge-
führt, wie schnell eine allgemeine Einsatz-
lage in eine tödliche Eskalation führen kann. 
Unsere Gedanken sind bei Rouven, seiner 
Familie und Angehörigen.“

Auch der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Jochen Kopelke, erinnerte an 
die gesellschaftliche Verantwortung, Einsatz-
kräfte besser zu schützen: „Rouven Laur steht 
stellvertretend für viele Polizeibeschäftigte, 
die täglich für die Sicherheit der Menschen in 
unserem Land eintreten. Sein Tod mahnt uns, 
den Schutz der Einsatzkräfte weiter zu stärken, 
jede Form von Gewalt gegen Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte konsequent zu bekämp-
fen und als Gewerkschaft noch lauter für besse-
re Absicherungen unserer Familien zu streiten.“

Für die Gewerkschaft der Polizei bleibt 
die Erinnerung an Rouven Laur Verpflich-
tung und Auftrag zugleich. Sein Name steht 
für einen jungen Kollegen, der im Einsatz 
für die Gesellschaft sein Leben verlor. Die 
GdP wird deshalb auch künftig am 31. Mai 
an Rouven Laur erinnern.

Denn eines steht für die Kolleginnen und 
Kollegen fest: Rouven Laur wird nicht ver-
gessen.

Anmerkung: Wir bedanken uns für das Ge-
denkschild durch die Unterstützung unse-
res Kooperationspartners Axel Siegelmann, 
Geschäftsführer der Theo Fischer GmbH 
Mannheim, wie auch bei Hauptgeschäfts-
führerin Christine Igel von der Veranstal-
tungen  – Tourismus  – Marketing: Mann-
heim erleben GmbH, für die Genehmigung 
zur Anbringung der GdP-Gedenktafel.  I



DP  Deutsche Polizei  07/2026  |  Baden-Württemberg 7

POLIZEIBEAMTE BIS 67 JAHRE IM DIENST?

Müssen die Dienststellen nun umdenken?
Ein Kommentar von Thomas Mohr

Die grün-schwarze Landesregierung will 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-

zeivollzugsbeamten künftig ermöglichen, 
auf freiwilliger Basis bis zum gesetzlichen 
Renteneintrittsalter im Dienst zu bleiben. 
Die besondere Altersgrenze soll bestehen 
bleiben. Im Koalitionsvertrag ist vorgese-
hen, dass eine Weiterbeschäftigung mög-
lich wird, wenn Beamtin oder Beamter und 
Dienststelle zustimmen und keine dienstli-
chen oder persönlichen Gründe entgegen-
stehen.

Ich stehe einer weiteren Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit grundsätzlich kri-
tisch gegenüber. Polizeiarbeit ist körper-
lich und psychisch belastend. Jahrzehn-
telanger Schichtdienst, Wochenenddiens-
te und belastende Einsätze hinterlassen 
Spuren. Wer nach einem langen Berufsle-
ben mit Erreichen der Altersgrenze in Pen-
sion gehen möchte, hat sich diesen Ruhe-
stand verdient.

Gleichzeitig respektiere ich die Entschei-
dung derjenigen Kolleginnen und Kollegen, 
die freiwillig länger arbeiten möchten. Diese 
Entscheidung muss jeder selbst treffen kön-
nen. Ohne Druck und ohne Nachteile.

Der entscheidende Punkt liegt für mich 
an anderer Stelle. Schon heute können Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamte eine 
Verlängerung ihrer Dienstzeit beantragen. 
Viele Anträge scheitern jedoch an der Fra-
ge, ob ein dienstliches Interesse anerkannt 
wird. Gleichzeitig hören wir überall Klagen 
über Personalmangel, hohe Belastungen 
und fehlende Erfahrungsträger.

Besonders auffällig ist, dass Verlänge-
rungen bei Polizeipräsidentinnen und Po-
lizeipräsidenten häufig genehmigt werden. 
Bei erfahrenen Ermittlerinnen, Bezirks-
dienstbeamten oder Spezialisten sieht die 
Praxis oft anders aus. Genau deshalb stellt 
sich die Frage nach einer fairen und nach-
vollziehbaren Gleichbehandlung.

Wer leistungsfähig, motiviert und ge-
sundheitlich dienstfähig ist, sollte eine 
echte Chance auf eine Verlängerung erhal-
ten. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels 

kann es sich die Polizei nicht leisten, auf Er-
fahrung und Fachwissen zu verzichten.

Ich begrüße deshalb nicht die Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit an sich. Ich be-
grüße die Wahlfreiheit. Wer mit 62 Jahren in 
Pension gehen möchte, soll dies können. Wer 
freiwillig länger arbeiten möchte, ebenfalls.

Die geplante Regelung wird nur dann 
glaubwürdig sein, wenn sie auch tatsäch-
lich angewandt wird. Eine Möglichkeit bis 
67 Jahre auf dem Papier reicht nicht aus. Es 
braucht transparente und landeseinheitli-
che Kriterien für die Entscheidung über An-
träge.

Freiwillig länger zu arbeiten, darf kein 
Privileg einzelner Spitzenfunktionen sein. 

Wenn die Politik von einer Weiterbeschäfti-
gung bis 67 Jahre spricht, dann müssen die 
Dienststellen künftig auch bereit sein, häu-
figer Ja zu sagen.

Anmerkung der Redaktion:

Dieser Beitrag ist ein persönlicher Kommen-
tar. Kommentare dienen der Einordnung 
und Bewertung eines Themas aus Sicht des 
Verfassers. Die dargestellten Auffassungen 
spiegeln die persönliche Meinung von Tho-
mas Mohr wider und müssen nicht in allen 
Punkten der offiziellen Position der Gewerk-
schaft der Polizei Baden-Württemberg ent-
sprechen.  I
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